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A. Einleitung 

I. Aktuelle Diskussion um den UN-Sicherheitsrat 
und Einordnung der vorliegenden Problematik 

Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion und dem damit zusammen-
hängenden Ende der Blockadepolitik des Kalten Krieges hat der UN-Sicher-
heitsrat seit Anfang der neunziger Jahre eine neue Handlungsfähigkeit 
gewonnen, die sich in einer vorher nicht gekannten Dichte von Resolutio-
nen, präsidentiellen Stellungnahmen und Empfehlungen in bezug auf eine 
Vielzahl unterschiedlicher Konflikte äußert. Auch und gerade das siebte 
Kapitel der UN-Charta, nach dem dem Sicherheitsrat die Befugnis zum 
Beschluß von Zwangsmaßnahmen zur Sicherung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit übertragen ist, wurde in verschiedenen Fällen 
angewandt und erlangte so zumindest vordergründig einen Teil der ihm von 
den UN-Gründern zugedachten zentralen Bedeutung für die Ordnung des 
internationalen Zusammenlebens I . 

Mit der neu erfahrenen Aktivität des Sicherheitsrates wuchs jedoch auch 
die Kritik an seiner Rolle und Tätigkeit. Politisch steht dabei derzeit die 
Reform des Rates im Zentrum des Interesses, die eine gerechtere Repräsen-
tation aller Weltregionen zum Ziel hat und den Staaten zudem einen Anlaß 
bietet, die durch das Vetorecht hervorgehobene Rolle der fünf ständigen 
Sicherheitsratsmitglieder und die als dominierend empfundene Stellung der 
reichen Industriestaaten, vor allem der USA, neu zu überdenken2. 

Die rechtliche Diskussion knüpft hingegen vor allem an das Tätigwerden 
des Rates nach Kapitel VII der UN-Charta an. Sie konzentriert sich hier auf 
zwei eng miteinander zusammenhängende Fragestellungen, die der IGH-
Richter Shahabuddeen im Jahre 1992 wie folgt zusammenfaßte: "Are there 
any limits to the Security Council's powers of appreciation? ... If there are 

I Vgl. zur Entwicklung des Systems der kollektiven Friedenssicherung in den 
letzten Jahren Bauer, Effektivität und Legitimität; Fink, Kollektive Friedenssiche-
rung. 

2 Einen Überblick bieten Winkelmann, MPYBUNL I (1997), S. 35ff., u. Russet/ 
O'Neill/Sutterlin, Global Governance 2 (1996), S. 65ff. Kritisch zum deutschen 
Wunsch nach ständiger Mitgliedschaft Debiel/Thomas, Natürlicher Anwärter oder 
drängelnder Kandidat?, S. 28ff. Umfassende Nachweise im Internet unter ,.http:// 
www.globalpolicy.org!security!reform!index.htm ... 
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any limits, what are those limits and what body, if other than the Security 
Council, is competent to say what those limits are?,,3 

Die Rolle des Sicherheitsrates und sein Selbstverständnis im Rahmen des 
UN-Systems werden durch den dezidiert politischen Charakter der ihm 
nach Art. 24 Abs. 1 UNC übertragenen Aufgabe, dem Tragen der Hauptver-
antwortung für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit, geprägt. Dem entspricht, daß das Vetorecht der ständigen Mit-
glieder4 - also eine formal-verfahrenstechnische Voraussetzung für die 
Beschlußfassung durch den Sicherheitsrat - z. T. bis heute als einziges bzw. 
einzig wirksames Regulativ für die Ausübung dieses Mandates angesehen 
wird5• 

Dieser Ansatz wurde allerdings durch die Klagen Libyens6 und Bosnien-
Herzegovinas 7 vor dem Internationalen Gerichtshof in den Jahren 1992 
bzw. 1993 in Frage gestellt. Ohne daß die Vereinten Nationen oder der 
Sicherheitsrat selbst Parteien dieser Verfahren waren, wurde vom IGH in 
heiden Fällen implizit die Feststellung der Unrechtmäßigkeit von Sanktions-
entscheidungen des Sicherheitsrates verlangt. Der Gerichtshof selbst befaßte 
sich zwar im Ergebnis nicht mit dieser Fragestellung; gleichwohl wurde 
durch die Verfahren eine grundlegende Debatte um die Möglichkeit einer 
Rechtskontrolle des Handeins des Sicherheitsrates durch den IGH sowie 
- weitergehend - um den "Verfassungscharakter" der UN-Charta8 und die 
hieraus folgenden Konsequenzen ausgelöst9• Ein verfassungsförmiges 
System gerichtlicher Rechtskontrolle setzt jedoch die Existenz objektiv-

3 Separate opinion im Fall Libyen v. Großbritannien, ICJ Rep. 1992, S. 33. 
4 S. Art. 27 Abs. 3, I. Halbs. UN-Charta - Zu der dem Veto zugedachten Funk-

tion bei Gründung der Vereinten Nationen vgl. Bauer, Effektivität und Legitimität, 
S. 208, m. w. N. 

, So wohl Reisman, AJIL 87 (1993), S. 83 ff., der in Anbetracht der mit dem 
Ende des Kalten Krieges verminderten Konfrontation eine neue Diskussion über die 
"Verfassung" der UNO für erforderlich hält. 

6 S. Case Conceming Questions of Interpretation of the 1971 Montreal Conven-
tion Arising from the Aerial Incident at Lockerbie (Libyan Arab Jamahiriya v. 
United Kingdom), Provisional Measures, Order of 14 April 1992, ICJ Rep. 1992, 
S. 3 ff. - Ein in Antrag, Gerichtsentscheidung und abweichenden Meinungen iden-
tisches Verfahren wurde gegen die USA durchgeführt, s. ICJ Rep. 1992, S. 114ff.; 
im Rahmen der vorliegenden Arbeit wird jedoch jeweils nur aus dem Verfahren ge-
gen Großbritannien zitiert. 

1 S. Application of the Convention on the Prevention and Punishment of the 
Crime of Genocide (Bosnia and Herzegovina v. Yugoslavia (Serbia and Montene-
gro», Provisional Measures, Order of 8 April 1993, ICJ Rep. 1993, S. 3 ff., und 
Application of the Convention on the Prevention and Punishment of the Crime of 
Genocide (Bosnia and Herzegovina v. Yugoslavia (Serbia and Montenegro», Provi-
sional Measures, Order of 13 September 1993, ICJ Rep. 1993, S. 325 ff. 

B S. Herdegen, VandITL 27 (1994), S. 135ff.; Reisman, AJIL 87 (1993), S. 83ff. 
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inhaltlicher und damit einer externen Kontrolle zugänglicher Maßstäbe 
voraus. Es stellt sich damit gleichzeitig die Frage der materiellrechtlichen 
Bindung des Sicherheitsrates, auch und gerade bei einem Handeln zur Frie-
denssicherung. 

Die völkerrechtliche Diskussion knüpft bei der Behandlung dieses Pro-
blems in besonderem Maße an die Feststellung einer Friedensbedrohung 
nach Art. 39 der UN-Charta durch den Sicherheitsrat an, die Voraussetzung 
für ein weiteres Tätigwerden des Rates nach dem siebten Kapitel der 
Charta ist 10. Ein anderer Schwerpunkt der Auseinandersetzung liegt in der 
Kompetenz des Rates zum Beschluß bestimmter Maßnahmen, wie etwa der 
Einrichtung internationaler Straf tribunale I I oder der Ennächtigung der Mit-
gliedstaaten zu militärischen Aktionen 12. Schließlich wird immer wieder 
auch auf die mögliche Verletzung von Grundsätzen des humanitären Völ-
kerrechtes und der Menschenrechte durch die Auswirkungen von UN-Wirt-
schaftssanktionen hingewiesen, ohne daß die mit dieser Frage verbundenen 
Probleme allerdings im einzelnen untersucht worden wären 13. 

Mit der vorliegenden Arbeit soll versucht werden, diese Lücke zu füllen. 
Ihren Gegenstand bildet somit die Analyse eines spezifischen Ausschnittes 
aus dem Rechtsfolgeennessen des Sicherheitsrates im Rahmen seines Tätig-
werdens nach dem siebten Kapitel der UN-Charta: die Frage seiner Bin-
dung an rechtliche Grundsätze in Anbetracht der Auswirkungen wirtschaft-
licher Zwangsmaßnahmen auf die Zivilbevölkerung des Zielstaates. 

Bewußt soll dabei nicht die prozessuale Durchsetzbarkeit Ausgangspunkt 
der Untersuchung der materiellrechtlichen Grenzen der Kompetenzen des 

9 Vgl. aus der Fülle der einschlägigen Literatur die ausführlichen Abhandlungen 
von Bedjaoui, The New World Order, und Manenczuk, Rechtsbindung und 
Rechtskontrolle, sowie die Aufsätze von Doehring, MPYUNL 1 (1997), S. 91 ff.; 
Bedjaoui, FS Rigaux, S. 69ff.; Herdegen, VandITL 27 (1994), S. 135ff.; Watson, 
HarvlLJ 34 (1993), S. lff.; Alvarez, AJIL 90 (1996), S. lff.; Franck, AJIL 86 
(1992), S. 519ff.; Gowlland-Debbas, AJIL 88 (1994), S. 643ff. 

10 Vgl. hierzu Dupuy, FS Bemhardt, S. 4lff.; Franck, The Security Council and 
"Threats to the Peace"; Kooijmans, The Enlargement of the Concept "Threat to the 
Peace";. Freudenschuß, AustrJPIL 46 (1993), S. 1 ff.; Herdegen, FS Bemhardt, 
S. 103ff.; Schilling, AVR 33 (1995), S. 67ff.; Delbrück, VRÜ 1993, S. 6ff.; lpsen, 
VN 1992, S. 4lff. 

11 Vgl. hierzu die in B., Fn. 99 genannten Nachweise. 
12 Vgl. Böhmer, Die Ermächtigung zu militärischer Gewaltanwendung durch den 

Sicherheitsrat; Freudenschuß, EJIL 5 (1994), S. 492ff. 
13 Vgl. z.B. bei Martenczuk, Rechtsbindung und Rechtskontrolle, S. 281 f.; Gowl-

land-Debbas, ICLQ 43 (1994), S. 9lff.; Bauer, Effektivität und Legitimität, S. 223f. 
- Köchler, TUFkYIR 22 (1992), S. 11, u. ders., Ethische Aspekte der Sanktionen, 
S. 16f., erklärt die Zurückhaltung der konventionellen Völkerrechtswissenschaft in 
bezug auf diese Fragen mit einer Scheu vor der Beschäftigung mit dem "Tabu" der 
Machtpolitik. 
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